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Anfrage Nr. 49 

der Abgeordneten Dr. Baumgartner, Dr. Etzel 
und Fraktion der Bayernpartei 


betr. : Verminderung der Überlastung der 
Landwirtschaft. 

D ie Landwirtschaft der Bundesrepublik ist durch die hemmungs- 
lose Liberalisierung der Einfuhren, die steuerliche Überlastung und 
die starke Beanspruchung durch die Zahlungen auf die Soforthilfe in 
große wirtschaftliche Schwierigkeiten geraten. Besonders schwer sind 
die Länder getroffen, in denen die Landwirtschaft eine überwiegende 
Rolle spielt und eine übermäßige Belegung mit Flüchtlingen und 
Heimatvertriebenen besteht. Die Zahlungen auf Grund des Sofort- 
hilfegesetzes können in sehr vielen Fällen von der Landwirtschaft 
nur auf Kosten notwendiger Produktionsausgaben aufgebracht wer- 
den. Der übermäßigen Belastung der Landwirtschaft durch das So- 
forthilf egesetz muß durch ihre im Vergleich zu anderen Berufsgrup- 
pen gleichmäßigere Behandlung abgeholfen werden. 

Dies kann auf folgende Welse erreicht werden; 

1. Die Soforthilfeabgabe muß bei land- und forstwirtschaftlichen 
V ermögen wesentlich ermäßigt werden. 

2. Altenteile und Geschwisterabfindungen sowie sonstige Ver- 
bindlichkeiten, die mit dem Erwerb des Grundvermögens in 
wirtschaftlichem Zusammenhang stehen und im Verhältnis 
von 1 RM zu 1 DM umgcstellt sind, müssen, wie dies bei den 
Pensionslasten des Betriebsvermögens geschehen ist, vom Ein- 
heitswert abgezogen werden können. 

3. Von der Erhebung der Soforthilfeabgabe ist abzusehen, wenn 
die Kriegsschäden mehr als 50% betragen. 

4. Bel kriegsgeschädigten landwirtschaftlichen Grundstücken 
müssen bei Berechnung des der Soforthilfeabgabe unterliegen- 
den Vermögens die wirklichen Wiederherstellungskosten in 
angemessener Höhe vom Vermögen abgesetzt werden können. 

5. Die im Zusammenhang mit der Bodenreformgesetzgebung 
entstehenden Ansprüche müssen bei der Soforthilfeabgabe an 
Zahlungsstatt angenommen werden. 



6. Sofern die Wirtschaftsführung eines land- oder forstwirt- 
schaftlichen Betriebes durch persönliche Kriegsopfer (wie 
Kriegsbeschädigte, Kriegerwitwen, Heimkehrer u. dgL) er- 
schwert ist, ist bis zur endgültigen Regelung des Lastenaus- 
gleichs die Zahlung der Soforthilfeabgabe durch entsprechende 
Stundung zu erleiditern. 

7. Da auf die Soforthilfeabgabe die Vorschriften der Reidis- 
abgabenordnung Anwendung finden, ist sicherzustellen, daß 
für die Behandlung der Stundungsanträge die gleichen Grund- 
sätze wie bei den übrigen Steuern angewendet werden. 

Wir richten an die Bundesregierung die Anfrage. 

1. ob und wann sie gewillt ist, der in der übermäßigen Belastung 
der Land- und Forstwirtschaft durch die Soforthilfeabgabe 
liegenden Härte auf dem Wege der Verwirklichung der ge- 
machten Vorschläge abzuhelfen, 

2. welche anderen Maßnahmen sic gegebenenfalls zu ergreifen 
und durchzuführen beabsichtigt, um die zu Lasten der Land- 
und Forstwirtschaft gehenden erwähnten Notstände und Un- 
gleichmäßigkeiten zu beseitigen. 
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